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NOTFÄLLE

Polizei: 110.

Polizei Gan: (04222) 946950.

Polizei W’hausen: (04431) 9410.

Feuerwehr/Rettungsdienst: 112
(auch Fax).

Krankentransport: (0441) 19222.

Gift-Notruf: (0551) 19240.

JHD: (04221) 993.

Hebammenzentrale für Delmen-
horst und LK Oldenburg: (0170)
5992568.

Frauenhaus: (04221) 968181.

Frauen- und Kinderschutzhaus im
Landkreis Oldenburg: (04431)
92842.

Gewalt gegen Frauen: (0800)
0116016 (24 Std.).

Schwangere in Not: (0800) 4040020
(24 Std.).

Kinder- und Jugendtelefon: (04408)
8707.

Notruf für Frauen undMädchen
in Krisensituationen: (04431)
948585.

Palliativ-Hotline: (04221) 994060.

Corona-Hotlinenummer der Ge-
meinde Ganderkesee: Tel. (04222)
44-200. Mo-Fr 8-16 Uhr.
corona@ganderkesee.de

Corona-Sorgentelefon Senioren-
beirat Gemeinde Ganderkesee:
0160 96679163.

Corona-Wohnberatung Senioren-
beirat Gemeinde Ganderkesee:
(04221) 9242904.

Corona-Bürgertelefon Landkreis
Oldenburg/Wildeshausen: (04431)
85100. Mo-Do 8.30-16 Uhr, Fr 8.30-
12.30 Uhr.

Corona-Impf-Hotline Niedersach-
sen: (0800) 9988665, Mo-Sa 8-20 Uhr.

Corona Psychologische Beratungs-
stelle Wildeshausen: (04431) 92047.
Mo-Fr 9-11 Uhr, Mo-Do 14-15 Uhr.

Zentrale Corona-Hotline der Lan-
desregierung: Tel. (0511) 1206000,
Mo-Fr 8-19 Uhr oder (0511) 4505555,
Mo-Fr 9-18 Uhr.

Corona-Testzentrum GAN: Nur mit

NOTDIENSTE IN GANDERKESEE
UND IM LANDKREIS OLDENBURG

Anmeldung auf schnelltest-lko.de. Wer
über kein Internet verfügt, kann direkt
zum Festplatz Raiffeisenstraße fahren.
Do 8 bis 11 Uhr, mit Wartezeit.
Corona-Testzentrum Hude: Nur
mit Anmeldung auf schnelltest-lko.de.
Wer über kein Internet verfügt, kann
direkt zur Parkstr. 55b fahren. Do 15
bis 18 Uhr.

ÄRZTE

GANDERKESEE
Ärztliche Bereitschaft: Im JHD ,
Wildeshauser Straße 92. Praxis ist Mo,
Di, Do von 19 bis 21 Uhr sowie Mi und
Fr von 17 bis 21 Uhr besetzt. Bereit-
schaftsdienst ist Mo, Di, Do ab 19 Uhr,
Mi und Fr ab 15 Uhr jew. bis 7 Uhr des
folgenden Tages unter 116117 erreich-
bar.
Sozialstation: (04222) 805680.

HUDE/WÜSTING
Ärztliche Bereitschaft: Auguststr.
16, Oldenburg, (0441) 75053, 19 bis
23 Uhr.
Sozialstation Hude/Hatten: (04408)
60707.

HARPSTEDT
Ärztliche Bereitschaft: Ärztlicher
Bereitschaftsdienst für Bassum, Harp-
stedt, Bruchhausen-Vilsen, Twistringen
& Heiligenloh, im Krankenhaus Bassum,
Marie-Hackfeld-Str. 6, Bassum, 116117
(bundesweit), Bereitschaft von 19 Uhr
bis morgen 7 Uhr, Sprechzeit 19 bis
20.30 Uhr.

WILDESHAUSEN
Ärztliche Bereitschaft: Krankenhaus
Johanneum, Feldstr. 1. (04431)
9821010. Mi und Fr von 17 bis 19 Uhr.

APOTHEKEN

GANDERKESEE/HUDE
Flores-Apotheke: Parkstr. 47, Hude,
(04408) 6363.
Ab 20 Uhr Apotheken-Notdienst der
Stadt Delmenhorst.

HARPSTEDT
Apotheke im Gesundheitszentrum
(GZB): Marie-Hackfeld-Str. 2, Bassum,
(04241) 802785.

WILDESHAUSEN
Markt-Apotheke: Westerstr. 1, Wil-
deshausen, (04431) 6007.
24h-Notdienst ab 8 Uhr.

Altherren-Handball in Hoy-
kenkamp … Die Altherren-
Handballer des TS Hoyken-
kamp veranstalten am Kar-
freitag ihr traditionelles Hal-
lenturnier, das zum sechsten
Male stattfindet. Im Rahmen
des 60jährigen Vereinsbeste-
hens kommen Mannschaf-
ten aus Stade, Hannover,
Löhne, Preußisch Ströhen,
Bergen/Lüneburger Heide
(als Pokalverteidiger), Bre-
men und Delmenhorst. Ge-
spielt wird in zwei Gruppen
zu je sechs Mannschaften.
Die eine Staffel trägt ihre Be-
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gegnungen in der Caspari-
Kaserne, die andere in der
Großraumturnhalle in Gan-
derkesee jeweils ab 13 Uhr
aus. Nach der Zwischen- und
Endrunde (ab 17 Uhr in
Ganderkesee) findet dort
gegen 18 Uhr das Finale
statt.
Um 9.30 Uhr kommt es am
Karfreitag auf dem Sport-
platz in Hoykenkamp zum
Feldhandball-Freund-
schaftsspiel zwischen Hoy-
kenkamp I und dem klassen-
höheren ATSV Habenhau-
sen. ...

GANDERKESEE Am 1. Septem-
ber 1991 gehörte das Haus
Müller ganz den Kindern.
Das Puppentheater Filou
Fox gastierte mit dem Mär-
chen „Peterchens Mond-
fahrt“ in Ganderkesee. Ge-
spannt verfolgte der Nach-

wuchs die Abenteuer des
Herrn Sumsemann.Wer ent-
deckt sich selbst oder einen
anderen jungen Zuschauer
auf demNostalgiefoto? Über
Angaben freut sich die Re-
daktion unter Telefon
(04221)156122. Foto: Schilling

NOSTALGIE

Niklas Golitschek

S treit um 141 Minu-
ten – diemittlerwei-
le zwei Jahre andau-
ernde Auseinander-

setzung mit dem Sozialamt
Oldenburg um ihre Grund-
pflege beschreibt Susanne
Steffgen als „ärgerlich, trau-
rig, nicht nachvollziehbar“.
Die Linken-Ratsfrau aus
Ganderkesee versucht in-
zwischen im zweiten Anlauf,
vor dem Landessozialge-
richt ihr Recht einzuklagen,
nachdem sie beim Sozialge-
richt in Oldenburg geschei-
tert war.
Hintergrund ist, dass

Steffgen unter anderem we-
gen zwei seltener Erkran-
kungen seit 2019 eine 24-
stündige Überwachung be-
nötigt. Sie könne im Prinzip
jederzeit einen lebensbe-
drohlichen anaphylakti-
schen Schock erleiden, der
das sofortige Eingreifen
einer weiteren Person erfor-
dere, erklärt sie: „Ich bin
dann wie ein Stück Fleisch,
kann meine Arme und Beine
nicht bewegen. Auch Spre-
chen istmeistens nichtmehr
möglich.“ Also auch nicht
selbst Hilfe rufen.
Seitdem zusätzlich zu den

bestehenden Erkrankungen
noch diese zwei seltenen Er-
krankungen bei Steffgen dia-
gnostiziert worden sind, ist
sie im höchsten Pflegegrad
fünf eingestuft. Ihre Kran-
kenkasse übernimmt des-
halb die Behandlungspflege
nach der ärztlichen Verord-
nung – abzüglich der 141Mi-
nuten täglicher Grundpfle-
ge. Das ist in den Richtlinien
des Spitzenverbandes Bund
der Krankenkassen (GKV)
zur Kostenabgrenzung zwi-
schen Kranken- und Pflege-
versicherung bei Pflegebe-
dürftigen, die einen beson-
ders hohen Bedarf an be-
handlungspflegerischen
Leistungen haben, von 2016
so festgelegt. Diese rund
1400 Euromonatlichmüsste
das Sozialamt tragen. „Das
Sozialamt weiß das, aber
ignoriert es“, beklagt Steff-
gen.
Hinzu komme, dass sie

eigentlich mehr als 24
Arbeitsstunden an täglicher
Unterstützung benötige.
Unter anderem wegen ihres
Sauerstoffgeräts kann Steff-

Wieso die Ganderkeseer Ratsfrau Susanne Steffgen gegen das Sozialamt klagt

gen ihre Wohnung nur bei
mehr als fünf Grad Celsius
verlassen, erklärt Steffgen.
Auch bei starken Tempera-
turunterschieden drohe ein
Notfall. In kalten Monaten
könne sie daher das Haus
nicht verlassen, um etwa
Einkäufe zu erledigen. Der-
weil müsse die Assistenz-
kraft auf sie aufpassen, kön-
ne also auch nicht aus der
Wohnung. „Eine zweite Per-
son müsste mich pflegerisch
versorgen“, betont Steffgen.
Doch auch das werde ihr
nicht zuerkannt, ebenso sei
die Einarbeitung neuer As-
sistenzkräfte nicht im per-
sönlichen Budget anerkannt
worden.
Das Sozialamt argumen-

tiert laut Steffgen, dass die
Krankenkasse diese 24-stün-
dige Überwachung bereits
komplett übernehme. Steff-
gen vermutet, dass hinter
der Weigerung, diese „Hilfe
zur Pflege“ anzuerkennen,
noch mehr steckt: Denn weil
ihre Wohnung imWohnpark
am Fuchsberg nur zwei Zim-
mer hat, kann sie ihren Pfle-
gekräften hier keinen ver-
traglich vorgeschriebenen
Privatraum zur Verfügung
stellen. Aus diesem Grund
hat sie eine weitere Zwei-
Zimmer-Wohnung angemie-
tet. Weil das Sozialamt aber
die Hilfe zur Pflege nicht an-

erkennt, kommt es auch
nicht für die Mietkosten auf.
Die Krankenkasse dagegen
sieht es nicht als Teil ihrer
Leistung.
Das Sozialamt in Olden-

burg wollte sich mit Verweis
auf datenschutzrechtliche
Bestimmungen nicht zu dem

Fall äußern. Grundsätzlich
könnten Pflegebedürftige
die angemessenen Kosten
der Unterkunft der Assis-
tenzkraft geltend machen,
erklärt Sprecher Stephan
Onnen: „Unterschiedliche
Auffassungen kann es dabei
jedoch zu der Frage geben,
was unter anteiligen Kosten
verstanden werden kann
und wo sich im Einzelfall
Grenzen der Angemessen-
heit ergeben.“
So ist die Finanzierungs-

lücke noch größer – auf den
Kosten, die in den zwei Jah-
ren einen fünfstelligen Be-

Arztberichte, Informationen zu ihren Krankheiten und Schriftverkehre mit den Behörden füllen bei
Susanne Steffgen aus Ganderkesee inzwischen mehrere Aktenordner. Vor dem Landessozialge-
richt klagt sie derzeit gegen das Sozialamt in Oldenburg. Foto: Niklas Golitschek

trag erreicht haben, bleibt
bisher Steffgen sitzen. Denn
Steffgen organisiert ihre
Pflege seit 2017 selbst; statt
Sachleistungen in Form
einer Betreuung durch einen
Pflegedienst erhält sie ein
persönliches Budget. Die
Höhe wird in sogenannten
Hilfeplangesprächenmit der
Krankenkasse und dem So-
zialamt ermittelt, daraus
geht eine Zielvereinbarung
hervor, die in einemverbind-
lichen Bescheid mündet.
Das monatliche Budget

beinhaltet neben der Pflege
auch Mittel für ein selbstbe-
stimmtes Leben und Teilha-
be am gesellschaftlichen Le-
ben. „Mit dem persönlichen
Budget bestimme ich
selbst“, sieht Steffgen einen
großen Vorteil. Dadurch sei
sie viel freier und könne fast
so lebenwie zuZeiten, als sie
gesund war. Dafür nehme sie
gerne die Verantwortung,
Mehrarbeit und Planung in
Kauf – eine Assistenz hierfür
ist in dem Budget ebenfalls
berücksichtigt. „Nachteile
sind ständige Unklarheiten
und der Streit mit den Äm-
tern“, kritisiert Steffgen, die
auch anderen Pflegebetrof-
fenen hilft, ein persönliches
Budget zu beantragen.
Diese Finanzierungslücke

habe eine Reihe von Proble-
men nach sich gezogen, sagt

Steffgen. Rechnungen habe
sie aus Geldmangel teilweise
stunden müssen. Auch von
ihrer Mutter und ihrem Bru-
der, die beide im Vorjahr ge-
storben sind, habe sie sich
aus Geldmangel nicht verab-
schieden können – in der ak-
tuellen Zielvereinbarung ist
kein ausreichendes Budget
für Reisen und Mobilität
mehr vorgesehen. „Seit 2019
findet das Sozialamt das
nicht mehr notwendig“, kri-
tisiert sie: „Die denken of-
fenbar, ich nehme nicht
mehr am Leben teil.“
Angesichts dieser Um-

stände hofft Steffgen nun,
vor dem Landessozialge-
richt Recht zu bekommen.
„Ich will nicht mehr, als mir
zusteht, sondern Gerechtig-
keit“, betont sie. Das wolle
sie auch beim nächsten Hil-
feplangespräch mit Kran-
kenkasse und Sozialamt
durchsetzen, wenn ihr Be-
darf erneut ermittelt wird.
Allerdings sieht Steffgen

hier die nächste Problem-
stellung: Denn das Sozial-
amt verlangt trotz der Pan-
demie einen Präsenztermin.
Abstands- und Hygienevor-
schriften könnten eingehal-
ten werden, Testungen vor
Ort erfolgen und angesichts
der Größe des Bespre-
chungsraumes bestehe für
Steffgen kein Risiko, auch
wenn sie keine Maske trage.
Die Bedarfsermittlung solle
im „tatsächlichen Lebens-
umfeld“ stattfinden, teilt So-
zialamts-Sprecher Onnen
mit.
Susanne Steffgen hätte

das Treffen lieber in digitaler
Form abgehalten. „Sie ken-
nen mich und die Wohnung
schon und wissen, dass ich
im Rollstuhl bin“, sagt sie.
Da das Treffen zudem im be-
nachbarten Pflegeheim
stattfinden soll, zähle auch
das Argument des Lebens-
umfeldes nicht: „Das ist
nicht mein Lebensumfeld.
Von dort kann man keine
Rückschlüsse ziehen.“ Steff-
gen erinnert außerdem dar-
an, dass es vor rund einem
Jahr noch das Sozialamt ge-
wesen sei, das ein Präsenz-
treffen pandemiebedingt ab-
gesagt hätte. Diese Möglich-
keitwerde ihr jedoch verwei-
gert. „Sie setzen meine Ge-
sundheit aufs Spiel“, kriti-
siert die Risikopatientin.

AUS DER POLITIK

Grotelüschen für
mehrLadekapazität
LANDKREIS OLDENBURG „Damit
Elektromobilität im Alltag funk-
tioniert, brauchenwir eine gute
Ladeinfrastruktur.“ Das sagt
die hiesige Bundestagsabge-
ordnete Astrid Grotelüschen
(CDU) und verweist auf die
finanzielle Unterstützung
durch den Bund: „Mit jetzt
zusätzlichen 300 Millionen
Euro aus dem aktuellen Pro-
gramm ,Ladeinfrastruktur vor
Ort’ des Bundesverkehrsmi-
nisteriums unterstützen wir
von Bundesseite den Ausbau
genau dort, wo dieser benötigt
wird: vor Geschäften, Hotels
und Gastro oder am Schwimm-
bad.“ Ab dem 12. April können
laut den Angaben der Abge-
ordneten kleine und mittlere
Unternehmen, aber auch kom-
munale Unternehmen oder
Gebietskörperschaften Anträ-
ge auf Förderung von Normal-
und Schnellladepunkten stel-

len. Dabei werden bis zu 80
Prozent der Investitionskosten
übernommen. Astrid Grote-
lüschen betont die Notwen-
digkeit eines Ladenetzes, das
die gesamte Mobilität der Men-
schen widerspiegele und nicht
nur den Weg zur Arbeit und
zurück, sondern auch Erledi-
gungen, Familien- und Ge-
schäftstermine und Unterneh-
mungen ermögliche. Sie wisse,
dass der Umstieg für viele an
der Praxistauglichkeit insbe-
sondere im ländlichen Raum
hänge. Die zusätzlichen För-
dergelder des Bundes helfen
laut Grotelüschen beim Lü-
ckenschluss in der Ladeinfra-
struktur. Die Politikerin emp-
fiehlt, mit einem Förderantrag
nicht zu zögern, da die Mittel
im Windhundverfahren ver-
geben werden. Weitere Infor-
mationen seien online unter
www.bmvi.de zu finden. Wer
Unterstützung bei der Antrag-
stellung benötigt oder Fragen
hat, könne sich auch per Mail

unter astrid.grotelue-
schen@bundestag.de an das
Büro der Bundestagsabgeord-
neten wenden. dham

FDP begrüßt
Einsatz von Luca
LANDKREISOLDENBURGDie FDP
sieht sich in ihrem Eintreten
für die Verwendung der Lu-
ca-App auch im Landkreis Ol-
denburg zur Kontaktverfolgung
bei Corona-Infektionen bestä-
tigt. „Wir sind hocherfreut,
dass es innerhalb von vier
Wochen gelungen ist, diese
App einzuführen und freizu-
schalten“, so die Vorsitzende
der FDP-Kreistagsfraktion, Ma-
rion Daniel, in einer Presse-
mitteilung. Es handele sich um
einen „weiteren Schritt in der
Digitalisierung, der besonders
wertvoll bei der effizienten
Datenerfassung in der Coro-
na-Pandemie ist“. Daniel weist
darauf hin, dass sich die Frei-

demokraten im Kreistag An-
fang März mit dem Antrag an
den Landrat gewandt hatten,
die Luca-App auch im Land-
kreis einzusetzen. dham

Jusos mit eigenem
Wahlprogramm
LANDKREIS OLDENBURG „Moin
Zukunft“ – unter diesem Motto
wollen die Jungsozialisten (Ju-
sos) im Landkreis Oldenburg
die Kommunalpolitik nach der
Kommunalwahl am 12. Sep-
tember mitgestalten. Die Ju-
gendorganisation der SPD
startet laut einer Mitteilung
mit einem eigenen Wahlpro-
gramm in den Wahlkampf. Das
Programm umfasse die The-
mengebiete Bildung, Digita-
lisierung, Mobilität, bezahl-
bares Wohnen, soziale Ge-
rechtigkeit und Umweltschutz.
In allen Bereichen liefere das
Programm konkrete Vorschlä-
ge für die Kommunalpolitik.

Die Jusos wollen laut den
Angaben das Wahlprogramm
in den kommenden Monaten
der breiten Öffentlichkeit vor-
stellen – und möglichst viele
Jusos in die Kommunalpar-
lamente bringen: „Insgesamt
sind wir zwölf Kandidierende
unter 35 Jahren im Landkreis,
die sowohl für die Gemeinde-
und Stadträte als auch für den
Kreistag kandidieren“, infor-
miert Kimberly Knaupe, Ju-
so-Vorsitzende im Landkreis.
„Unser Ziel ist es, in jedem
Ort einen Juso in den Rat zu
bekommen. Wir möchten die
jungen Leute vor Ort reprä-
sentieren und junge, frische
Themen in die Parlamente
bringen“, so Knaupe. Ihr Stell-
vertreter, Andrasch Jörgen-
sen, ergänzt: „Wir sind bis jetzt
die einzige Jugendorganisa-
tion im Landkreis, die konkrete
Vorschläge in einem Pro-
gramm zusammengefasst hat
und in der Breite vertreten
ist“. dham

Vor 50 Jahren Streit um 141 Minuten Pflege

„Ich bin dann wie ein
StückFleisch, kannmei-
neArmeundBeinenicht
bewegen.AuchSprechen
ist meistens nicht mehr
möglich.“
Susanne Steffgen
Patientin und Politikerin
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